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Der Hauptpunkt der schweizerisch-oesterreichischen Verkehrsbedingungen Hegt 
übrigens offenbar nicht in den berührten Zollerhöhungen, die unabwendbar erschei­
nen, aber keine geradezu vitalen Interessen der Schweiz verletzen, sondern im Vered­
lungsverkehr. Die Forterhaltung der bis jetzt noch vertraglich garantirten, zollfreien 
Stickereiveredlung etc. ist trotz der Gegenagitationen der rheinthalischen Sticker­
kreise das wichtigste, schweizerische Interesse, das bei einer allfälligen Vertragser­
neuerung mit Oesterreich zu wahren sein wird. Die schweizerischen Zeugdruckindu­
striellen dringen ausserdem darauf, dass von Oesterreich auch das Zugeständniss des 
zollfreien Druckerei- und Färberei-Verkehrs gemacht werde. Dieselben werden im 
abweisenden Falle sich wahrscheinlich der Erneuerung eines Vertragsverhältnisses 
widersetzen, wie man zweifelsohne auch in den weiterblickenderen Kreisen der Stik- 
kereiindustrie jeden Vertrag, der nicht wenigstens die Garantie des bisherigen Ver­
edlungsverkehrs in sich schlösse, für verwerflich hielte.

Wir ersuchen Sie indessen, Herr Minister, die Frage einer Kündung des schweize- 
risch-oesterreichischen Vertrags und die darauf bezüglichen Verhältnisse einstwei­
len noch in keiner Weise zur Sprache bringen und auch die hierseits waltende Absicht 
der Veranstaltung eingehenderer Voruntersuchungen vorderhand geheim halten zu 
wollen, damit uns noch vollständige Aktionsfreiheit in dieser oder jener Richtung 
gewahrt bleibt.
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A ntrag des Vorstehers des Justiz- und Polizeidepartem ents, L. Ruchonnet,
an den Bundesrat

Bern, 14. April 1885

Nach Einsicht der Note der Kais, deutschen Gesandtschaft vom 10. d. Mts.1 betr. 
die vertrauliche Mittheilung von Materialien zur Benutzung der hierseitigen Unter­
suchung gegen die Anarchisten, stellen wir den

Antrag:
Es sei diese Note wie folgt zu beantworten:

An die Kais, deutsche Gesandtschaft.
Der schweizerische Bundesrath hat von der vertraulichen Note Sr. Excellenz des 

Herrn von Bülow, ausserordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Ministers 
des deutschen Reiches, datirt 10. d. Mts. Kenntniss erhalten und daraus das freundli­
che Anerbieten der hohen Kaiserlichen Regierung zur Mittheilung von Thatsachen 
entnommen, welche für die Förderung des obschwebenden Untersuchungsverfah­
rens, sowie für die Beurtheilung der anarchistischen Bewegung im Allgemeinen von 
Werth sein würden.

1. Nicht abgedruckt.
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Der Schweiz. Bundesrath hat auch seinerseits die Thatsache nicht übersehen kön­
nen, dass die in der Schweiz sich aufhaltenden deutschen Anarchisten fortwährend in 
regem Verkehr stehen mit ihren Gesinnungsgenossen in ändern Staaten, und ist mit 
der Kais. Regierung einverstanden, dass die Unterdrückung der aus diesen Kreisen 
hervorgegangenen Umsturzbewegung im allgemeinen Interesse liegt.

Dieses Bestreben mag in der That durch gegenseitige vertrauliche Mittheilungen 
über die Resultate der Ermittelungen sehr gefördert werden. Er ist daher gerne 
bereit, solche vertrauliche Mittheilungen, die den Kais, deutschen Behörden zur Ver­
fügung stehen und die ohne Zweifel für die hierseitige Untersuchung von Werth sein 
mögen, durch das Organ eines mit dieser Untersuchung vertrauten Beamten entge­
genzunehmen und bezeichnet hiefür schon jetzt den eidg. Generalanwalt Herrn 
Nationalrath Müller in Bern. Herr Müller würde bereit sein, zu der persönlichen 
Besprechung mit dem noch zu bezeichnenden sach- und personenkundigen deut­
schen Polizeibeamten an einem Orte sich einzufinden, dessen Bezeichnung den bei­
den Herren Delegirten überlassen bleiben dürfte.

Indem der Schweiz. Bundesrath einer gefälligen Rückäusserung mit Benennung 
des deutschen Delegirten entgegensieht, benutzt er etc.2

2. Der Antrag wurde durch Präsidialverfügung vom 14. 4 .1885 genehmigt (E 1004 1/141, Nr. 
1678).
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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 24. April 1885

1823. Einberufung einer diplomatischen internationalen Konferenz zur 
Feststellung und Unterzeichnung eines Übereinkommens zum Schuze

der Urheberrechte

Handels- und Landwirtschaftsdepartement. Anträge vom 17. und 23. April 1885

Auf die Einladung des Bundesrates an die Auswärtigen Statsregierungen vom 
17. Oktober 18841, ihre allfälligen Abänderungsvorschläge zu dem am 18. Sept. 
1884 vereinbarten Entwurf2 einer internationalen Übereinkunft zum Schuze der 
Urheberrechte bis 1. April d.J. einzureichen, sind in lezter Stunde von Frankreich 
und Belgien Eingaben3 eingegangen.

Nach Antrag des Departements und in Genehmigung des vorgelegten Notenent­
wurfes wird beschlossen:

Die nachgenannten Regierungen seien unter Mitteilung der Antworten der fran­
zösischen und belgischen Regierungen einzuladen, sich bei einer am 7. September

1. Vgl. das BR-Prot. vom 17 .10.1884  (E 1004 1 /139, Nr. 4832).
2. E 22/2378.
3. Ibid.
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